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Erfassung von Tierbeständen in Deutschland 


Vorbemerkung der Fragesteller 

Eine Vielzahl agrarstatistischer Erhebungen bieten in Deutschland große Men- 
gen an Zahlenmaterial zu Tierbeständen, deren regionaler Verteilung, Betriebs- 
größen sowie Schlachtmengen. Dazu gehörten die alle zehn Jahre stattfindenden 
Landwirtschaftszählungen und die statistischen Wochenberichte des Statisti- 
schen Bundesamtes oder die vierjährigen Agrarberichte der Bundesregierung. 

Zusätzlich zu den statistischen Erhebungen werden von den landwirtschaft- 
lichen Betrieben weitere Daten abgefragt. Zum einen erheben die Länder Daten 
für die Tierseuchenkassen. Zum anderen müssen Tierhalter ihre Rinder, 
Schweine und Ziegen an das Herkunftssicherungs- und Informationssystem für 
Tiere (HI-Tier bzw. HIT) des Bundes melden. 

Kritiker beklagen, dass die verschiedenen Datenquellen in Bezug auf die Tier- 
zahlen zu unterschiedlichen Ergebnissen kommen und damit die wirkliche Zahl 
der Tierbestände in Deutschland unklar bleibt. 


Agrarstatistische Erhebungen 

1 . Welche statistischen Erhebungen werden nach Kenntnis der Bundesregie- 
rung im Agrarbereich und insbesondere zu Viehzahlen in Deutschland 
(Bund, Länder, Institutionen usw.) durchgeführt, und in welchen Abständen 
werden diese erhoben? 

2. Nach welcher Methode (Stichprobe, Befragung aller Betriebe etc.) werden 
nach Kenntnis der Bundesregierung diese statistischen Erhebungen durch- 
geführt, und wie viele Betriebe bzw. Datensätze sind Grundlage der Erhe- 
bungen? 

Wie bewertet die Bundesregierung die Signifikanz und Aussagefähigkeit 
dieser Erhebungen? 

Die Fragen 1 und 2 werden wegen ihres Sachzusammenhangs gemeinsam be- 
antwortet. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz vom 16. Juli 2013 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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Die agrarstatistischen Erhebungen im Rahmen der Bundesstatistik erfolgen auf 
der Grundlage des Agrarstatistikgesetzes (AgrStatG). Im Einzelnen wird - neben 
den folgenden zusammenfassenden Ausführungen zur Erhebung von Tier- 
beständen — auf die gesetzlichen Bestimmungen und die Vorgaben des Bundes- 
statistikgesetzes verwiesen. 

Leiter oder Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe im Sinne des Agrarstatistik- 
gesetzes (d. h. Betriebe mit mindestens fünf ha (Hektar) landwirtschaftlich ge- 
nutzter Fläche oder einer Mindestanbaufläche an bestimmten Sonderkulturen 
oder bestimmten Mindestbeständen an Tieren) haben folgende Auskunftspflich- 
ten zu ihren Tierbeständen: 

— Alle drei Jahre im Rahmen der Landwirtschaftszählung/ Agrarstrukturerhe- 
bung (§§ 24 bis 30 AgrStatG): die Zahl ihrer Schweine, Schafe, Ziegen und 
des Geflügels, jeweils gegliedert nach bestimmten Kategorien, sowie an Ein- 
hufern; diese Daten wurden 2010 und werden 2016 bei allen Betrieben er- 
hoben, im Jahr 2013 in einer Stichprobe von bis zu 80 000 Betrieben. Im Jahr 
2010 wurden Ergebnisse von insgesamt rund 216 000 landwirtschaftlichen 
Betrieben mit Viehhaltung ausgewertet. 

— Darüber hinaus wird im Rahmen der als Stichprobenerhebung durchgeführ- 
ten Viehbestandserhebung (§§ 18 bis 20a AgrStatG) bei bis zu 20 000 Be- 
trieben mit Schweinen zweimal jährlich und bei bis zu 5 000 Betrieben mit 
Schafen einmal jährlich jeweils die Tierzahl, gegliedert nach bestimmten 
Kategorien, erhoben. 

Die Angaben zu Rinderbeständen werden im Rahmen dieser Erhebungen seit 
2008 auf der Grundlage von § 20a AgrStatG aus der Datenbank des Herkunfts- 
sicherangs- und Informationssystems für Tiere (HIT) übernommen, so dass die 
frühere Auskunftspflicht der Betriebe entfallen ist. 

Darüber hinaus gelten für bestimmte Berichtskreise jeweils monatliche Aus- 
kunftspflichten, und zwar für: 

— Brütereien, u. a. zur Zahl der geschlüpften Küken, 

— Unternehmen mit mindestens 3 000 Heimenhaltungsplätzen, u. a. zur Zahl 
der Legehennen. 

Das Statistische Bundesamt, das die Erhebungen in Zusammenarbeit mit den 
Statistikbehörden der Länder vorbereitet, durchführt und aufbereitet, veröffent- 
licht Berichte über die Qualität der agrarstatistischen Erhebungen. Nach Ein- 
schätzung der Bundesregierung sind die Ergebnisse dieser Erhebungen in der 
Regel aussagekräftig. Auf Stichprobenfehler, die auftreten können, wird in den 
Veröffentlichungen hingewiesen. Statistische Brüche in Zeitreihen können einen 
längerfristigen zeitlichen Vergleich beeinträchtigen. Sie resultieren teilweise aus 
Änderungen der gesetzlichen Vorgaben. Insbesondere wurden in der Vergangen- 
heit mehrfach die unteren betrieblichen Erfassungsgrenzen angehoben, um 
kleine landwirtschaftliche Betriebe von Auskunftspflichten zu entlasten. 

Zu statistischen Erhebungen der Länder wird auf die Antwort zu Frage 7 verwie- 
sen. Über statistische Erhebungen anderer Institutionen kann die Bundesregie- 
rung keine umfassenden Aussagen treffen. Wissenschaftliche Einrichtungen und 
Marktforschungsuntemehmen führen zum Teil eigene Erhebungen durch. 
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3. Wie werden die Daten der statistischen Monatsberichte des Bundesministe- 
riums für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (BMELV) er- 
mittelt, und welche und wie viele Betriebe sind Grundlage der Erhebung? 

4. Wie werden die Daten der statistischen Wochenberichte des Statistischen 
Bundesamtes ermittelt, und welche und wie viele Betriebe sind Grundlage 
der Erhebung? 

5. Wie werden die Daten des Agrarberichts der Bundesregierung ermittelt, 
und welche und wie viele Betriebe sind Grundlage der Erhebung? 

Die Fragen 3 bis 5 werden wegen ihres Sachzusammenhangs gemeinsam be- 
antwortet. 

Es wird davon ausgegangen, dass es sich bei den erfragten Daten um solche zu 
Tierbeständen handelt. Im Statistischen Monatsbericht des Bundesministeriums 
für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (BMELV) sowie im Sta- 
tistischen Jahrbuch über Ernährung, Landwirtschaft und Forsten werden zusam- 
mengefasste Ergebnisse der agrarstatistischen Erhebungen zu Tierbeständen 
wiedergegeben (vgl. Antwort zu den Fragen 1 und 2). Auch die Angaben in den 
Agrarberichten der Bundesregierung fußen auf den Daten dieser Erhebungen. 
Die Statistischen Wochenberichte des Statistischen Bundesamtes enthalten eine 
Zusammenstellung aus verschiedenen Statistiken mit jeweils unterschiedlichen 
Berichtskreisen. Unter anderem werden die halbjährlichen bzw. jährlichen 
Ergebnisse der Erhebungen über die Rinder-, Schweine- und Schafbestände dar- 
gestellt. Allen genannten Veröffentlichungen ist gemeinsam, dass hierfür keine 
eigenen Erhebungen durchgeführt werden. 


6. Aus welchen Quellen stammen die dem Statistischen Jahrbuch über Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten zugrunde liegenden „Geschäftsstatisti- 
ken“ des BMELV? 

Bei den so genannten Geschäftsstatistiken handelt es sich um die Auswertung 
von Daten, die im Rahmen des Verwaltungsvollzugs im BMELV sowie in 
Einrichtungen seines Geschäftsbereichs und anderer Bundesbehörden anfallen, 
beispielsweise aus dem Vollzug der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes“. Sie umfassen auch statistische Ergeb- 
nisse, die innerhalb des BMELV und seines Geschäftsbereichs mit gesamtrech- 
nerischen Methoden auf der Grundlage von Ergebnissen bundesstatistischer 
Erhebungen ermittelt werden, etwa zur Nahrungsmittelproduktion sowie zum 
Aufkommen von Futtermitteln. 


7. Führen - nach Kenntnis der Bundesregierung - die Länder darüber hinaus 
weitere eigene agrarstatistische Erhebungen durch, und wenn ja, in wel- 
chem Umfang, und gibt es hierzu Vorgaben des Bundes, bzw. werden die in 
den Ländern erhobenen Daten an den Bund übemiittelt? 

Im Bereich der Tierbestände bzw. der tierischen Erzeugung werden von den Sta- 
tistischen Ämtern der Länder keine eigenen Erhebungen durchgeführt. Die in 
diesem Bereich durchgeführten Statistiken sind Bundesstatistiken, die durch das 
Agrarstatistikgesetz angeordnet sind. Hinzu kommt die Fleischuntersuchungs- 
statistik, die durch Rechtsverordnung des BMELV auf der Grundlage des Le- 
bensmittel und Futtermittelgesetzbuchs angeordnet ist und vom Statistischen 
Bundesamt durchgeführt wird. 

Im Hinblick auf Erhebungen durch andere Stellen der Länder liegen der Bundes- 
regierung keine Informationen vor. 
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8. Welche Aufgaben hat das Testbetriebsnetz des BMELV, welche Daten 
werden mit dessen Hilfe ermittelt, und in welche statistischen Erhebungen 
fließen diese Daten ein? 

Das Testbetriebsnetz dient entsprechend dem Auftrag in § 2 Absatz 1 des Land- 
wirtschaftsgesetzes (LwG) der Feststellung der Einkommen und der Ertragslage 
der landwirtschaftlichen Betriebe in Deutschland. Darüber hinaus sind die 
Ergebnisse Grundlage für die Vorbereitung und Bewertung agrarpolitischer 
Maßnahmen auf nationaler und EU-Ebene. Ferner ist das Testbetriebsnetz Be- 
standteil des Informationsnetzes Landwirtschaftlicher Buchführungen der Euro- 
päischen Union (INLB) nach der Verordnung (EG) Nr. 1217/2009 des Rates. 
Auswertungen dienen der Darstellung der Einkommens- und Ertragslage der 
Landwirtschaft im Agrarbericht der Bundesregierung und werden jährlich durch 
das BMELV unter www.bmelv-statistik.de/de/testbetriebsnetz/ veröffentlicht. 

Im Testbetriebsnetz Landwirtschaft werden mit einem einheitlichen, nach 
Steuer- und handelsrechtlichen Vorschriften erstellten Jahresabschluss Bilanzen 
und Gewinn- und Verlustrechnungen von landwirtschaftlichen Einzelunterneh- 
men und Personengesellschaften erfasst. Für die neuen Länder werden auch Jah- 
resabschlüsse juristischer Personen ausgewertet. 


9. Nach welchen Kriterien werden die Betriebe des Testbetriebsnetzes aus- 
gewählt, und wo sind diese veröffentlicht? 

10. Wie wird sichergestellt, dass es sich um einen repräsentativen Querschnitt 
der Betriebe in Deutschland handelt? 

Die Fragen 9 und 1 0 werden wegen ihres Sachzusammenhangs gemeinsam be- 
antwortet. 

Die Auswahlpläne für das Testbetriebsnetz Landwirtschaft werden auf der 
Grundlage der Ergebnisse der Agrarstrukturerhebungen vom Statistischen Bun- 
desamt nach mathematisch-statistischen Methoden erstellt. Die Auswahlgruppen 
in diesen Plänen entsprechen hinsichtlich Betriebsformen und Betriebsgröße 
denen der Strukturerhebungen. Die Gruppenbildung erfolgt anhand des gemein- 
schaftlichen Klassifizierungssystems der landwirtschaftlichen Betriebe auf der 
Grundlage der Verordnung (EG) Nr. 1242/2008 der Kommission. Dieses Klassi- 
fizierungssystem basiert auf wirtschaftlichen Kriterien für die beiden Merkmale 
Betriebsform (betriebswirtschaftliche Ausrichtung) und Betriebsgröße. 

Nicht abgebildet werden im Testbetriebsnetz 

— Betriebe mit einer wirtschaftlichen Betriebsgröße von weniger als 25 000 
Euro, 

— Betriebe von juristischen Personen im früheren Bundesgebiet. 

Für das nationale Testbetriebsnetz ist insgesamt ein Stichprobenumfang von 
1 1 500 Betrieben vorgegeben. Die Ergebnisse dieser Stichprobe sind repräsen- 
tativ. 

Zahl und Struktur der insgesamt auszuwählenden Testbetriebe teilt das BMELV 
den zuständigen Stellen der Länder jährlich aufgrund der geltenden Auswahl- 
pläne mit. Für die Auswahl der Betriebe bildet die oberste Landesbehörde für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (oberste Landesbehörde) einen Landes- 
ausschuss. Dieser Ausschuss ist gleichzeitig Gebietsausschuss gemäß Artikel 6 
Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 1217/2009. 
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Gemäß § 2 LwG sind die Auskünfte der Betriebsinhaber freiwillig. Für ihre Teil- 
nahme an dem System erhalten die Betriebe sowie deren Buchstellen eine Ver- 
gütung, die aus dem Bundeshaushalt finanziert wird. 


1 1 . Wird die Auswahl der Testbetriebe von unabhängigen Instituten durchge- 
fuhrt und/oder von solchen überprüft bzw. begutachtet, und wenn nein, 
wamm nicht? 

Die Zusammenstellung der Buchführungsergebnisse und deren Auswertung ist 
nach § 2 Absatz 1 Satz 2 LwG Aufgabe des BMELV. Die zuständigen Stellen 
der Länder wirken im föderalen System in der oben (Antwort zu den Fragen 9 
und 10) beschriebenen Weise mit. 


1 2 . Hat die Bundesregiemng einen Überblick über die Anzahl neu beantragter 
Tierhaltungsanlagen bzw. über Erweitemngen in den Ländern? 

Wenn nein, wamm nicht? 

Flierzu liegen der Bundesregierung keine Daten vor. Gemäß der verfassungs- 
rechtlichen Kompetenzverteilung zwischen Bund und Ländern (Artikel 83 des 
Grundgesetzes) ist die Durchführung von Genehmigungsverfahren von Tierhal- 
tungsanlagen sowie die Überwachung nach dem Fachrecht Sache der Länder 
und deren Vollzugsbehörden. 


13. Hält die Bundesregiemng eine künftige zentrale Erfassung der laufenden 
Genehmigungsverfahren für immissionsschutzrechtlich genehmigungs- 
bedürftige Tierhaltungsanlagen für sinnvoll, um agrarpolitische Vorhaben 
an der zu erwartenden Entwicklung der Tierbestände ausrichten zu kön- 
nen? 

Wenn nein, wamm nicht? 

Die Bundesregierung hält eine bundesweite Erfassung der laufenden Genehmi- 
gungsverfahren aufgmnd der klaren Kompetenzverteilung für nicht siimvoll. 
Zur Steuerang agrarpolitischer Vorhaben sieht die Bundesregierung die beste- 
henden agrarstatistischen Erhebungen als ausreichend an. 


Einteilung der Größenklassen in statistischen Veröffentlichungen 

14. Nach welchen Regeln werden Tierbestände für Veröffentlichungen des 
Statistischen Bundesamtes in Größenklassen eingeteilt? 

Lange Zeit wurden Größenklassen in den Veröffentlichungstabellen z. T. durch 
Unionsrechtsakte vorgeschrieben, die dann auch national verwendet wurden. 
Dies ist derzeit nicht mehr der Fall. In der Praxis werden Größenklassen so 
gebildet, dass Tabellendaten möglichst gut zwischen verschiedenen Erhebungs- 
jahren vergleichbar sind und die Besetzungszahlen in den Größenklassen so 
groß sind, dass aufgrund der Vorgaben zur statistischen Geheimhaltung (siehe 
Antwort zu Frage 15) möglichst wenige Ergebnisse gesperrt werden müssen. 


15. Ist es zutreffend, dass die MitarbeiterZ-innen des Statistischen Bundesam- 
tes angewiesen sind, bei der Darstellung der Zahlen zu Tierbeständen die 
obere Grenze der größten Größenklasse (und damit die maximalen Tier- 
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zahlen in Betrieben) auch auf Nachfrage nicht zu veröffentlichen, sondern 
nur die Anfangszahlen der Größenklasse? 

Wenn ja, warum, und auf welcher gesetzlichen Grundlage? 

Bei der Bekanntgabe statistischer Ergebnisse ist das in § 16 des Bundesstatistik- 
gesetzes verankerte Statistikgeheimnis zu beachten. Demnach sind Einzelanga- 
ben über persönliche und sachliche Verhältnisse, die für eine Bundesstatistik ge- 
macht werden, von den Amtsträgern und für den öffentlichen Dienst besonders 
Verpflichteten, die mit der Durchführung von Bundesstatistiken betraut sind, 
grundsätzlich geheim zu halten. Für die Darstellung von Tabellenergebnissen 
bedeutet dies, dass die Einzelangaben in Tabellen so zusammenzufassen sind, 
dass dadurch keine Rückschlüsse auf die Verhältnisse einzelner Befragter mög- 
lich sind. Eine konkrete Anweisung, wie sie in der Frage bezeichnet ist, ist der 
Bundesregierung nicht bekannt. Die Angabe der oberen Grenze der größten 
Größenklasse einer Tabelle kann jedoch mit dem Statistikgeheimnis unvereinbar 
sein. 


Tierseuchenkassen und HIT 

16. Wie erheben nach Kenntnis der Bundesregierung die Länder Daten für die 
Tierseuchenkassen, und gibt es hierzu Vorgaben seitens des Bundes? 

Nach § 71 Absatz 1 des Tierseuchengesetzes in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 22. Juni 2004 können die Länder ausschließlich zum Zwecke der 
Beitragserhebung u. a. die Durchführung von Tierzählungen regeln. Dies ist die 
einzige bundesrechtliche „Vorgabe“ im Hinblick auf Tierzählungen für Tierseu- 
chenkassen. 


17. Haben die Länder für die Erfassung Zugriff auf andere Datensammlungen 
(z. B. HIT), und wenn ja, welche Datensammlungen werden genutzt bzw. 
dürften genutzt werden? 

18. ln welchen Ländern erfragen nach Kenntnis der Bundesregierung die 
Tierseuchenkassen Bestandsdaten des HIT, und welche Tierarten werden 
jeweils abgefragt? 

19. Welche Daten (Anschrift, Betriebsdaten etc.) dürfen nach Auffassung der 
Bundesregierung aus dem HIT an die Tierseuchenkassen übermittelt wer- 
den, und welche rechtlichen Einschränkungen oder Vorgaben gibt es hier- 
für? 


Die Fragen 17 bis 19 werden wegen ihres Sachzusammenhangs gemeinsam be- 
antwortet. 

Nach § 2 Absatz 3 des Rinderregistrierungsdurchführungsgesetzes dürfen der 
nach Landesrecht für die Gewährung der Entschädigung für Tierverluste nach 
dem Tierseuchengesetz zuständigen Stellen durch die zuständige Behörde oder 
die von ihr beauftragte Stelle bestimmte Daten übermittelt werden, als dies zur 
Erfassung von Rinderbeständen u. a. zur Beitragserhebung erforderlich ist. In- 
soweit besteht die Möglichkeit, dass Tierseuchenkassen bestimmte Daten, die in 
der HIT-Datenbank gespeichert sind, im Hinblick auf Rinder übermittelt wer- 
den. Der Bundesregierung liegen keine Informationen darüber vor, welche Län- 
der davon Gebrauch machen. 
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20. Wer hat Zugriff auf welche Daten des HIT? 

Wo und wie ist dieser Zugang geregelt? 

Zugriff auf die Daten ihres Betriebes bzw. ihres Zuständigkeitsbereiches in der 
HIT-Datenbank haben alle zu einer Meldung verpflichteten Tierhalter ein- 
schließlich der Schlachtbetriebe, zuständige Behörden und die von ihnen beauf- 
tragten Stellen, und amtlich zugelassene Etikettierbetriebe, soweit sie durch die 
nach Landesrecht zuständige Stelle dazu berechtigt sind. Bei der Zugriffsrege- 
lung für die einzelnen Berechtigten werden die Grundsätze des Datenschutzes 
berücksichtigt. 

Die Authentifizierung des Benutzers bei der Anmeldung in der HIT-Datenbank 
erfolgt über die zwölfstellige Betriebsnummer (= Registriernummer nach der 
Viehverkehrsverordnung) und die zugehörige numerische PIN. Für die Vergabe 
von Betriebsnummern sind die nach Landesrecht bestimmten Stellen zuständig. 


2 1 . Gibt es Überlegungen der Bundesregierung, die Zahlen der Tierseuchen- 
kassen mit agrarstatistischen Erhebungen, wie z. B. der Landwirtschafts- 
zählung, abzugleichen? 

Wenn ja, welche? 

Auf die Antwort zu Frage 24 wird verwiesen. 


22. Liegt es in der Kompetenz des Bundes, Daten der Tierseuchenkassen der 
Länder abzufragen? 

23. Wenn ja, zu welchen Gelegenheiten wird dies praktiziert, und wenn nein, 
welche konkreten rechtlichen Regelungen sprechen dagegen? 

Die Fragen 22 und 23 werden wegen ihres Sachzusammenhangs gemeinsam be- 
antwortet. 

Es liegt nicht in der Kompetenz des Bundes, Daten der Tierseuchenkassen der 
Länder abzufragen, da der Bund kein Zugriffsrecht auf die Daten der Tierseu- 
chenkassen besitzt. 


24. Warum und in welchen Größenordnungen bestehen nach Kenntnis der 
Bundesregierung Diskrepanzen zwischen den Viehzahlen der Veröffent- 
lichungen des Statistischen Bundesamtes und den von den Tierseuchen- 
kassen ausgewiesenen Tierzahlen? 

Unabhängig davon, dass die Angaben zu Tierbeständen in agrarstatistischen Er- 
hebungen und die Meldungen der Tierhalter an die Tierseuchenkasse unter- 
schiedlichen Zwecken dienen, können Gründe für eine mögliche Diskrepanz in 
unterschiedlichen Stichtagen sowie in den unterschiedlichen Vorgaben für die 
Erfassung der Bestandsgröße liegen. 
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25. Wie werden die Meldungen an das HIT kontrolliert, und welche Strafen 
drohen bei Nichtmeldung bzw. zu später Meldung? 

26. Welche Tiere müssen zu welchem Zeitpunkt und mit welchen Angaben an 
das HIT gemeldet werden? 

27. Welche Tiere müssen zu welchem Zeitpunkt und mit welchen Angaben an 
die Tierseuchenkassen gemeldet werden? 

Die Fragen 25 bis 27 werden wegen ihres Sachzusammenhangs gemeinsam be- 
antwortet. 

Es besteht keine rechtliche Verpflichtung zur Meldung bestimmter Daten unmit- 
telbar an FHT. Das HIT ist insoweit lediglich die Datenbank der zuständigen 
Länder oder der von ihnen beauftragten Stellen. Nach § 26 der Viehverkehrsver- 
ordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. März 2010 (BGBl. 1 
S. 203) ist derjenige, der Rinder, Schweine, Schafe, Ziegen, Einhufer, Hühner, 
Enten, Gänse, Fasane, Perlhühner, Rebhühner, Tauben, Truthühner, Wachteln 
oder Laufvögel halten will, verpflichtet, dies der zuständigen Behörde oder einer 
von dieser beauftragten Stelle vor Beginn der Tätigkeit unter Angabe seines Na- 
mens, seiner Anschrift und der Anzahl der im Jahresdurchschnitt voraussichtlich 
gehaltenen Tiere, ihrer Nutzungsart und ihres Standortes, bezogen auf die jewei- 
lige Tierart, anzuzeigen. 

Im Übrigen ist die Durchführung bundesrechtlicher Vorschriften, so auch der 
Viehverkehrsverordnung und der Ahndung eventueller Verstöße, nach § 2 des 
Tierseuchengesetzes Angelegenheit der zuständigen Landesbehörden. Der Bun- 
desregierung liegen keine Informationen vor, welche Tierbestandsdaten zu wel- 
chem Zeitpunkt mit welchen Angaben an die Tierseuchenkassen zu übermitteln 
sind, da dies ausschließlich Angelegenheit der Tierseuchenkassen ist. 


28. Sind Diskrepanzen zwischen den Tierzahlen des HIT und der Tierseu- 
chenkassen theoretisch möglich, oder müssten sich die Zahlen im Ergeb- 
nis decken? 

29. Bestehen nach Kenntnis der Bundesregiemng in der Praxis Diskrepanzen 
zwischen den Tierzahlen des HIT und den Zahlen der Tierseuchenkassen? 

Wenn ja, in welchen Größenordnungen, und wamm? 

Die Fragen 28 und 29 werden wegen ihres Sachzusammenhangs gemeinsam be- 
antwortet. 

Der Bundesregierung liegen keine Informationen darüber vor, ob es Diskrepan- 
zen zwischen den in der HIT-Datenbank gespeicherten Tierzahlen und denen der 
Tierseuchenkasse gibt. Im Hinblick auf die Tierart „Rind“ wird auf die Antwort 
zu den Fragen 17 bis 19 verwiesen. 


30. Welche Zahlen geben nach Auffassung der Bundesregiemng die realen 
Tierbestände wieder, die Zahlen des Statistischen Bundesamtes, die der 
Tierseuchenkassen oder die des HIT, und worauf begründet die Bundes- 
regiemng ihre Auffassung? 

Die jeweils erhobenen Daten sind nach Auffassung der Bundesregierung nicht 
miteinander vergleichbar, da einerseits die Zweckbestimmung unterschiedlich 
ist und zum anderen die Bestände in unterschiedlicher Weise erfasst werden. 
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3 1 . Warum werden im HIT nur Ziegen, Schweine und Rinder erfasst? 

Ist geplant, weitere Tiere im HIT zu erfassen, und wenn nein, warum nicht? 

Auf die Antwort zu den Fragen 25 bis 27 wird verwiesen. 


32. In welcher Form, und von wem wird das Geflügel bislang erfasst? 

Im Rahmen der Bundesstatistik werden Daten zu Geflügelbeständen (Hühner, 
Truthühner, Gänse, Enten) im Rahmen der Agrarstrukturerhebungen sowie 
Daten zur Kükenerzeugung sowie zu Legeheimenbeständen im Rahmen der 
Geflügelstatistik (§ 48 ff. AgrStatG) erfasst; siehe auch die Antwort zu Frage 1. 
Im Übrigen wird auf die Antwort zu den Fragen 25 bis 27 hingewiesen. 


33. Gibt es Überlegungen - unabhängig von der Novellierung des Arzneimit- 
telgesetzes (AMG) - auch Geflügel im HIT einzubeziehen? 

Wenn nein, warum nicht? 

Die Durchführung bundesrechtlicher Vorschriften, so auch der Viehverkehrsver- 
ordnung, ist nach § 2 des Tierseuchengesetzes Angelegenheit der zuständigen 
Landesbehörden. 


34. Warum werden im Rahmen der Landwirtschaftszählung Rinderbestände 
nicht bei den Betrieben abgefragt, wie das z. B. für Schweine der Fall ist, 
sondern Daten aus dem HIT verwendet? 

35. Warum werden für die Landwirtschaftszählung nicht auch für Schweine 
und Ziegen Daten aus dem HIT übernommen? 

36. Gibt es Doppelungen zwischen den verschiedenen statistischen Erhebun- 
gen sowie dem HIT und den Tierseuchenkassen, wenn ja, welche, und gibt 
es Überlegungen, Daten für die verschiedenen Erhebungen gleichzeitig zu 
nutzen? 

Die Fragen 34 bis 36 werden wegen ihres Sachzusammenhangs gemeinsam be- 
antwortet. 

Wie bereits in der Antwort zu Frage 2 ausgeführt, werden seit 2008 die Angaben 
zu Rinderbeständen sowohl für die Viehbestandserhebung als auch für die 
Agrarstrukturerhebung auf der Grundlage von § 20a AgrStatG aus der HIT-Da- 
tenbank übernommen. Somit wurde ein Teil der primärstatistischen Erhebung 
durch diese Nutzung geeigneter Verwaltungsdaten ersetzt und somit zahlreiche 
landwirtschaftliche Betriebe von Auskunftspflichten entlastet. Dies führte zu 
einer Reduzierung von Bürokratiekosten von rund 1 Mio. Euro je Jahr. 

Die Daten des HIT für Schweine und Ziegen sind derzeit nicht für die amtliche 
Agrarstatistik und somit auch nicht für eine Landwirtschaftszählung nutzbar. 
Unter anderem können aus diesen Meldungen nicht die nach Anhang II der Ver- 
ordnung (EG) Nr. 1165/2008 vorgegebenen Merkmalsausprägungen ermittelt 
werden. 

Es bleibt langfristiges Ziel, durch Nutzung vorhandener geeigneter Verwal- 
tungsdaten Betriebe und Unternehmen von statistischen Berichtspflichten zu 
entlasten. Nach EU-Statistikrecht dürfen Verwaltungsdatenquellen nur verwen- 
det werden, weim die Daten aus diesen Quellen von mindestens gleicher Quali- 
tät wie die aus statistischen Erhebungen gewonnenen Informationen sind. 
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